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Text 

Voraussetzungen für die Erteilung einer bundesweiten Zulassung 

§ 28c. (1) Der Regulierungsbehörde ist bis zum 30. April 2005 und in weiterer Folge innerhalb der 
von der Regulierungsbehörde festgesetzten Frist (§ 28b Abs. 1) die Eintragung einer Kapitalgesellschaft 
im Firmenbuch zur Veranstaltung von bundesweitem terrestrischem Hörfunk sowie durch geeignete 
Urkunden die Anzahl der Übertragungen und deren Verbindlichkeit nachzuweisen. Der 
Regulierungsbehörde sind weiters für die Kapitalgesellschaft die Nachweise zu § 5 Abs. 2 zu erbringen, 
die Voraussetzungen zu § 5 Abs. 3 darzulegen sowie die weiteren Urkunden zu § 5 Abs. 3 vorzulegen. 
Der Regulierungsbehörde ist durch Vorlage einer schriftlichen Bestätigung eines Kreditinstitutes 
nachzuweisen, dass der Geschäftsführung oder dem Vorstand der Kapitalgesellschaft ein Betrag zur 
freien Verfügung steht, der zumindest der Höhe von 10 vH der aus der Veranstaltung von Rundfunk 
erzielten Umsätze aller jener Hörfunkveranstalter entspricht, die zum Zweck der Erteilung der Zulassung 
an diese Kapitalgesellschaft ihre Zulassung übertragen haben. Für die Berechnung sind die letzten 
vorhandenen Umsatzzahlen heranzuziehen. Für den Nachweis zu § 9 ist diese Bestimmung mit der 
Maßgabe anzuwenden, dass beginnend mit dem Zeitpunkt der Rechtskraft der Zulassungsentscheidung 
der Regulierungsbehörde Personen und Personengesellschaften desselben Medienverbundes denselben 
Ort des Bundesgebietes, abgesehen von technisch unvermeidbaren Überschneidungen (spill over), im 
Wege der bundesweiten Zulassung nur einmal versorgen dürfen. 

(2) Voraussetzung für die Erteilung einer Zulassung nach § 28b Abs. 2 ist, dass sich aus der Summe 
der Versorgungsgebiete jener Zulassungen, für die eine Übertragung erklärt wurde, ein 
Versorgungsgebiet ergibt, das mindestens 60 vH der österreichischen Bevölkerung umfasst. Wird der 
Antrag auf Erteilung einer Zulassung mangels Vorliegen dieser Voraussetzung rechtskräftig 
zurückgewiesen, bleiben sämtliche Zulassungen, für welche die Übertragung erklärt wurde, in ihrem 
Bestand unberührt. Dies gilt auch für die Ab- oder Zurückweisung des Antrags aus anderen Gründen. 

(3) Umfasst ein Antrag auf Erteilung einer bundesweiten Zulassung den Nachweis der Übertragung 
einer Zulassung, die innerhalb der auf die Antragseinbringung folgenden 6 Monate durch Zeitablauf 
erlischt, so findet § 13 Abs. 1 Z 1 keine Anwendung. Die von derartigen Zulassungen umfassten 
Übertragungskapazitäten können von der Regulierungsbehörde unter Berücksichtigung des § 10 Abs. 2 
für eine bundesweite Zulassung herangezogen werden. Unverzüglich nach einer rechtskräftigen 
abschlägigen Entscheidung in einem Verfahren nach § 28b hat eine Ausschreibung gemäß § 13 
stattzufinden. Der Sendebetrieb kann bis zur rechtskräftigen neuerlichen Entscheidung der 
Regulierungsbehörde über die bisherige Zulassung fortgeführt werden. 


